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„Die Hemmung, die Ablaufhemmung und der Neubeginn
der Verjährung des Anspruchs gegen den Versicherer
wirken auch gegenüber dem ersatzpflichtigen Versiche-
rungsnehmer und umgekehrt.“

(30) Artikel 3 des Gesetzes zu dem Übereinkommen
der Vereinten Nationen vom 11. April 1980 über Verträge
über den internationalen Warenkauf sowie zur Änderung
des Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 19. Mai 1956
über den Beförderungsvertrag im internationalen Straßen-
güterverkehr (CMR) vom 5. Juli 1989 (BGBl. 1989 II S. 586)
wird wie folgt gefasst:

„Artikel 3

Auf die Verjährung der dem Käufer nach Artikel 45 des
Übereinkommens von 1980 zustehenden Ansprüche
wegen Vertragswidrigkeit der Ware ist § 438 Abs. 3 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs auch anzuwenden, wenn die
Vertragswidrigkeit auf Tatsachen beruht, die der Verkäufer
kannte oder über die er nicht in Unkenntnis sein konnte
und die er dem Käufer nicht offenbart hat.“

(31) Das Fernunterrichtsschutzgesetz in der Fassung
der Bekanntmachung vom 4. Dezember 2000 (BGBl. I
S. 1670) wird wie folgt geändert:

1. § 4 wird wie folgt gefasst:

„§ 4

Widerrufsrecht des Teilnehmers

(1) Dem Teilnehmer steht ein Widerrufsrecht nach
§ 355 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu. Abweichend
von § 355 Abs. 2 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs
beginnt die Widerrufsfrist nicht vor Zugang der ersten
Lieferung des Fernlehrmaterials. Für finanzierte Fern-
unterrichtsverträge gilt § 358 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs entsprechend.

(2) Das Widerrufsrecht erlischt in dem Zeitpunkt,
in dem die Vertragsparteien den Fernunterrichtsvertrag
vollständig erfüllt haben, spätestens jedoch mit Ab-
lauf des ersten Halbjahres nach Eingang der ersten
Lieferung.

(3) Abweichend von § 346 Abs. 1 in Verbindung mit
§ 357 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist der
Wert der Überlassung des Gebrauchs oder der Be-
nutzung der Sachen oder der Erteilung des Unterrichts
bis zur Ausübung des Widerrufs nicht zu vergüten.“

2. § 6 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 3 wird die Angabe „350 bis 354“ ge-
strichen und die Angabe „356“ durch die Angabe
„351“ ersetzt.

b) In Absatz 4 Satz 2 wird die Angabe „§§ 12 und 13
des Verbraucherkreditgesetzes“ durch die Angabe
„§§ 498 und 503 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs“ ersetzt.

3. § 9 wird wie folgt gefasst:

„§ 9

Widerrufsfrist bei
Fernunterricht gegen Teilzahlungen

Wird der Fernunterricht gegen Teilzahlungen im
Sinne von § 499 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs

erbracht, so beginnt der Lauf der Frist nach § 4 Abs. 1
dieses Gesetzes erst, wenn dem Teilnehmer eine
Abschrift ausgehändigt wird, die auch die in § 502
Abs. 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ge-
nannten Angaben enthält.“

(32) Das Bundesberggesetz vom 13. August 1980
(BGBl. I S. 1310), zuletzt geändert durch Artikel 23 des
Gesetzes vom 10. November 2001 (BGBl. I S. 2992), wird
wie folgt geändert:

1. § 117 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Auf die Verjährung des Anspruchs auf Ersatz
des Bergschadens finden die Vorschriften des Ab-
schnitts 5 des Buches 1 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs entsprechende Anwendung.“

2. Nach § 170 wird folgende Vorschrift eingefügt:

„§ 170a

Verjährung bei Bergschäden

Artikel 229 § 6 des Einführungsgesetzes zum
Bürgerlichen Gesetzbuche findet mit der Maßgabe
entsprechende Anwendung, dass § 117 Abs. 2 in
der bis zum 1. Januar 2002 geltenden Fassung den
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die
Verjährung in der bis zum 1. Januar 2002 geltenden
Fassung gleichgestellt ist.“

(33) Das Sortenschutzgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 19. Dezember 1997 (BGBl. I S. 3164),
zuletzt geändert durch Artikel 185 der Verordnung vom
29. Oktober 2001 (BGBl. I S. 2785), wird wie folgt ge-
ändert:

1. § 37c wird wie folgt gefasst:

„§ 37c

Verjährung

Auf die Verjährung der Ansprüche wegen Verletzung
eines nach diesem Gesetz geschützten Rechts finden
die Vorschriften des Abschnitts 5 des Buches 1 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechende Anwen-
dung. Hat der Verpflichtete durch die Verletzung auf
Kosten des Berechtigten etwas erlangt, findet § 852
des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechende An-
wendung.“

2. Dem § 41 wird folgender Absatz 7 angefügt:

„(7) Artikel 229 § 6 des Einführungsgesetzes zum
Bürgerlichen Gesetzbuche findet mit der Maßgabe
entsprechende Anwendung, dass § 37c in der bis zum
1. Januar 2002 geltenden Fassung den Vorschriften
des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Verjährung
in der bis zum 1. Januar 2002 geltenden Fassung
gleichgestellt ist.“

(34) Das Baugesetzbuch in der Fassung der Bekannt-
machung vom 27. August 1997 (BGBl. I S. 2141, 1998 I
S. 137), zuletzt geändert durch Artikel 62 der Verordnung
vom 29. Oktober 2001 (BGBl. I S. 2785), wird wie folgt
geändert:
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1. § 28 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 wird die Angabe „§§ 504, 505 Abs. 2,
506 bis 509 und 512“ durch die Angabe „§§ 463,
464 Abs. 2, §§ 465 bis 468 und 471“ ersetzt.

b) In Absatz 3 wird die Angabe „§§ 346 bis 354
und 356“ durch die Angabe „§§ 346 bis 349 und
351“ ersetzt.

2. In § 51 Abs. 4 wird die Angabe „§§ 346 bis 354 und
356“ durch die Angabe „§§ 346 bis 349 und 351“
ersetzt.

(35) Das Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen Al-
tersversorgung vom 19. Dezember 1974 (BGBl. I S. 3610),
zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom
26. Juni 2001 (BGBl. I S. 1310), wird wie folgt geändert:

1. In § 17 Abs. 3 wird die Angabe „§§ 1a, 2 bis 5, 16, 27
und 28“ durch die Angabe „§§ 1a, 2 bis 5, 16, 18a
Satz 1, §§ 27 und 28“ ersetzt.

2. In § 18 Abs. 2 wird die Angabe „§ 1“ durch die Angabe
„§ 1b“ ersetzt.

3. Nach § 18 wird folgende Vorschrift eingefügt:

„§18a

Verjährung

Der Anspruch auf Leistungen aus der betrieblichen
Altersversorgung verjährt in 30 Jahren. Ansprüche auf
regelmäßig wiederkehrende Leistungen unterliegen
der regelmäßigen Verjährungsfrist nach den Vorschrif-
ten des Bürgerlichen Gesetzbuchs.“

Artikel 6

Aufhebung von Vorschriften

Es werden aufgehoben:

1. die Verordnung über Kundeninformationspflichten
vom 30. Juli 1999 (BGBl. I S. 1730),

2. die Verordnung betreffend die Hauptmängel und
Gewährfristen beim Viehhandel in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 402-3, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung,

3. das Verbraucherkreditgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 29. Juni 2000 (BGBl. I S. 940),
geändert durch Artikel 16 des Gesetzes vom 13. Juli
2001 (BGBl. I S. 1542),

4. das AGB-Gesetz in der Fassung der Bekanntmachung
vom 29. Juni 2000 (BGBl. I S. 946),

5. das Gesetz über den Widerruf von Haustürgeschäften
und ähnlichen Geschäften in der Fassung der Bekannt-
machung vom 29. Juni 2000 (BGBl. I S. 955),

6. das Teilzeit-Wohnrechtegesetz in der Fassung der
Bekanntmachung vom 29. Juni 2000 (BGBl. I S. 957),
geändert durch Artikel 19 des Gesetzes vom 13. Juli
2001 (BGBl. I S. 1542),

7. das Fernabsatzgesetz vom 27. Juni 2000 (BGBl. I
S. 897),

8. § 32 Abs. 2 des D-Markbilanzgesetzes in der Fassung
der Bekanntmachung vom 28. Juli 1994 (BGBl. I
S. 1842), das zuletzt durch Artikel 297 der Verordnung
vom 29. Oktober 2001 (BGBl. I S. 2785) geändert
worden ist,

9. § 24 des Saatgutverkehrsgesetzes vom 20. August
1985 (BGBl. I S. 1633), das zuletzt durch Artikel 12 des
Gesetzes vom 25. Juni 2001 (BGBl. I S. 1215) geändert
worden ist.

Artikel 7

Rückkehr zum
einheitlichen Verordnungsrang

Die auf Artikel 4 beruhenden Teile der dort geänderten
Rechtsverordnungen können auf Grund der jeweils
einschlägigen Ermächtigungen durch Rechtsverordnung
geändert werden.

Artikel 8

Neubekanntmachungserlaubnis

Das Bundesministerium der Justiz wird ermächtigt,
den ab dem 1. Januar 2002 geltenden Wortlaut des
Bürgerlichen Gesetzbuchs und der Verordnung über
Informationspflichten von Reiseveranstaltern im Bundes-
gesetzblatt bekannt zu machen.

Artikel 9

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Artikel 5 Abs. 1a und 2a Nr. 1 und Abs. 4 tritt am
Tage nach der Verkündung in Kraft. Artikel 5 Abs. 6 und 7
tritt am 2. Januar 2002 in Kraft. Im Übrigen tritt dieses
Gesetz am 1. Januar 2002 in Kraft.

(2) Der durch Artikel 5 Abs. 2a Nr. 1 eingefügte § 24a
des Gesetzes betreffend die Einführung der Zivilprozess-
ordnung tritt am 1. Juli 2002 außer Kraft.
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